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Lohn der Ärztekammerpräsidentin 
auch für die Sozialwerke relevant
Verfahren Die Steuerver-
waltung und die Ärztekam-
merpräsidentin haben unter-
schiedliche Ansichten über 
eine «angemessene» Entloh-
nung. Sollte zu wenig Gehalt 
deklariert worden sein, fehlt 
dieses Geld auch in den Kas-
sen der Sozialwerke.

VON DANIELA FRITZ

Mit der Ärztekammerpräsidentin 
Ruth Kranz-Candrian beschäftigt 
derzeit ein prominentes Beispiel die 
Gerichte mit der Frage, was ein «an-
gemessenes Gehalt» im Rahmen ei-
ner Ärztegesellschaft bedeutet. 
Während Kranz-Candrian für das 
strittige Jahr 2012 einen Jahreslohn 
von 195 000 Franken deklarierte, 
erzielte die AG einen Umsatz von 2,9 
Millionen Franken und einen Ge-
winn von knapp 773 000 Franken. 
Der Verwaltungsgerichtshof (VGH) 
bestätigte im März 2018 allerdings 
die Einschätzung der Steuerverwal-
tung, dass 589 600 Franken «ange-
messen» wären. Das Verfahren wur-
de gemäss den Aussagen des Rechts-
anwalts der Ärztekammerpräsiden-

tin an den Staatsgerichtshof (StGH) 
weitergezogen. 
Von Bedeutung ist das angegebene 
Gehalt von Ruth Kranz-Candrian 
auch deshalb, weil dadurch weniger 
Sozialabgaben anfallen würden. Der 
FBP-Abgeordnete Wendelin Lampert 
wollte daher in einer Kleinen Anfra-
ge wissen, wie viel Geld den Sozial-
werken und dem Staat entgangen 
wäre. Die Differenz zwischen dem 
von Kranz-Candrian für 2012 dekla-
rierten und den von der Steuerver-
waltung festgelegten Lohn betrug 
394 000 Franken, rechnete Gesell-
schaftsminister Mauro Pedrazzini in 
der Beantwortung vor. Die Abgaben 
für AHV, IV, FAK und Verwaltungs-
kosten seien 2012 auf rund 11,6 Pro-
zent festgesetzt worden. Folglich 
wären den Sozialwerken 2012 rund 
45 800 Franken entgangen, unter 
gleichen Voraussetzungen wären 
 dies für die Jahre 2012 bis 2017 also 
275 000 Franken. 
Über die Höhe der Abgaben, welche 
dem Staat dadurch entgangen wä-
ren, konnte Gesellschaftsminister 
Mauro Pedrazzini allerdings keine 
genaueren Angaben machen, da hier 
auch das deklarierte Vermögen, der 
Zivilstand und das gesamte Haus-
haltseinkommen eine Rolle bei der 
Bemessung spielen würden. Auf-

grund des Amts- und Steuergeheim-
nisses könnten in einem konkreten 
Einzelfall keine Zahlen veröffent-
licht werden. «Grundsätzlich kann 
jedoch festgehalten werden, dass in 
der Regel die Sozialversicherungs- 
und Steuerabgaben tiefer ausfallen, 
wenn Erwerbseinkommen über eine 
Gesellschaft fakturiert werden an-
statt als Selbstständigerwerbender 
und die entsprechenden Gehaltsbe-
züge deutlich darunterliegen», führ-
te er aus. Sofern die Ärztekammer-
präsidentin Steuern und Sozialabga-
ben in erheblichem Umfang umging, 
drohe ihr jedoch keine Sanktion. Sie 
müsse aber den eventuell geschulde-
ten Betrag sowie die Verfahrenskos-
ten begleichen.

«Extremer Einzelfall»
Dass eine Arztpraxis in Liechten-
stein annähernd drei Millionen 
Franken generiere, sei ein «extre-
mer Einzelfall», meinte Pedrazzini 
auf eine entsprechende Frage des 
Abgeordneten Lamperts. Die in der 
Krankenkassenstatistik anonym ver-
öffentlichten Umsätze lägen in der 
Regel deutlich tiefer. So hätten OKP-
Ärzte der Fachrichtung «Allgemeine 
Innere Medizin» beziehungsweise 
praktische Ärzte im Jahr 2017 einen 
durchschnittlichen Umsatz von 

800 000 Franken erzielt. Allerdings 
seien hier auch Mediziner mit Teil-
zeitpensen enthalten, zudem handle 
es sich nur um OKP-Leistungen. 
«Der Durchschnittsumsatz einer 
Vollzeitstelle inklusive Einnahmen 
aus Nicht-OKP-Leistungen wird da-
her deutlich höher sein», erklärte 
Pedrazzini. Mit einem Vollzeitpen-
sum sollte es für OKP-Ärzte auch mit 
einem Taxpunktwert von 83 Rappen 
möglich sein, «ein sehr attraktives 
Einkommen» zu erzielen, meinte 
der Regierungsrat im Hinblick auf 
die Forderung der Ärztekammer 
nach einem höheren Taxpunktwert, 
nachdem im Kanton St. Gallen ähnli-
che Stimmen laut wurden. 

Das «Volksblatt» berichtete am 4. 
August über den strittigen Lohn der 
Ärztekammerpräsidentin. (Faksimile: VB)
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Mehr Flüchtlinge Spanien plant
operative Kommandozentrale 
MADRID Spanien will dem anhalten-
den Flüchtlingszustrom an seine 
Küsten durch die Einrichtung einer 
operativen Kommandozentrale be-
gegnen. Die Einsätze der staatli-
chen Sicherheitskräfte in der Stras-
se von Gibraltar und an den südli-

kunfts- als auch mit den Transitlän-
dern seien sehr wichtig, sagte der 
Sozialist. Nach Zahlen der Internati-
onalen Organisation für Migration 
(IOM) ist Spanien das neue Hauptziel 
afrikanischer Flüchtlinge. Die meis-
ten kommen von Marokko aus durch 

Schwimmen

Hassler schafft den 
Sprung ins EM-Finale
GLASGOW Auf Julia Hassler wartet 
nach Rang acht in den Vorläufen heu-
te in Glasgow das Finale über 800 m 
Freistil. Christoph Meier reihte sich 
auf dem 47. Platz ein.  Seite 11

Polizei in Simbabwe

Pressekonferenz  der 
Opposition gestoppt
HARARE Die simbabwische Polizei hat 
eine Pressekonferenz des Oppositi-
onsführers Nelson Chamisa aufgelöst. 
Ausgerüstet mit Schlagstöcken und 
Schilden vertrieben die Polizisten am 
Freitag die anwesenden Reporter. Ei-

 

Lohn der Ärztekammerpräsidentin 
beschäftigt die obersten Gerichte
Verfahren Die Steuer-
verwaltung und Ärzte-
kammerpräsidentin Ruth 
Kranz-Candrian haben un-
terschiedliche Lohnvorstel-
lungen. Welcher Betrag denn 
nun angemessen ist, beschäf-
tigt derzeit die Gerichte.

VON DANIELA FRITZ

Schon als Ärztegesellschaften – auf-
grund eines entsprechenden Urteils 
des Staatsgerichtshofs (StGH), der 
das Verbot solcher Gesellschaften 
als verfassungswidrig ansah und 
aufhob – im Jahr 2010 zugelassen 
wurden, gab es Bedenken, dass da-
durch sowohl Steuern als auch Sozi-
alabgaben umgangen werden könn-
ten. Tatsächlich traten bald erste Ne-
benwirkungen auf. Zwar müssen die 
Inhaber einer Ärzte-AG ein «ange-
messenes Gehalt deklarieren», aller-
dings lässt sich darüber streiten, 
was «angemessen» ist. Dies zeigt der 
Fall eines Arztes, der vor der Grün-
dung seiner AG ein Einkommen von 
mehr als 1,2 Millionen Franken ver-
steuerte, plötzlich aber nur mehr 
300 000 Franken deklarierte (das 
«Volksblatt» berichtete). Die Steuer-
verwaltung hingegen betrachtete ei-
nen Jahreslohn von 650 000 Fran-
ken als «angemessen», weshalb der 
Arzt schliesslich bis vor den StGH 
zog. Dieser bestätigte im Dezember 
2014 schliesslich das Urteil des Ver-
waltungsgerichtshofs (VGH), der das 
angemessene Jahresgehalt mit 
515 394 Franken festlegte.

«Nur» 195 000 Franken im Jahr
Im März 2018 landete ein ähnlich ge-
lagerter Fall vor dem VGH – mit pro-
minenter Besetzung. Ärztekammer-
präsidentin Ruth Kranz-Candrian 
und die Steuerverwaltung hatten 

nämlich ebenfalls unterschiedliche 
Ansichten zur Höhe ihres Lohns. 
Während für die AG ein Umsatz von 
2,9 Millionen Franken und ein Ge-
winn von knapp 773 000 Franken 
deklariert wurde, gab Kranz-Candri-
an für das Steuerjahr 2012 einen Jah-
resbruttolohn von 195 000 Franken 
an. Das Amt hingegen hielt aufgrund 
der vorhergehenden Steuerjahre 
528 000 Franken Lohn für angemes-
sen. Diesen Betrag korrigierte es ge-
mäss der im vorher genannten Fall 
angewendeten Berechnungsmetho-
de auf 589 600 Franken nach oben.
Diesen Schritt focht die Ärztin vor 
dem VGH an. Die Steuerverwaltung 
dürfe die bekämpfte Veranlagung 
nur im Sinne der Einsprache än-
dern, eine Schlechterstellung sei 
nicht möglich. Das Gericht sah dies 
allerdings anders: Bei einer Prüfung 
könne auch ein höherer Betrag re-
sultieren.

Der Rechtsvertreter von Kranz-Can-
drian gab vor Gericht ausserdem zu 
bedenken, dass bei der Festlegung 
des angemessenen Gehalts auch die 
Grösse der AG, die sonstigen Besol-
dungsverhältnisse im Betrieb sowie 
der Umfang der Arbeit, die berufli-
che Fähigkeit, die Stellung und da-
mit verbundene Verantwortung der 
Steuerpf lichtigen zu berücksichti-
gen seien. Dies sei nicht geschehen.

Lohn sollte gleich bleiben
Den VGH-Richtern war jedoch nicht 
ersichtlich, welchen Einf luss dies 
auf das Gehalt der Ärztin haben soll-
te. Die Umwandlung einer Arztpra-
xis von einem Einzelunternehmen 
in eine AG ändere an den vorge-
brachten Faktoren ja nichts. «Wür-
den also allein diese Faktoren als 
Kriterien zur Bemessung des ange-
messenen Gehaltes herangezogen, 
müsste davon ausgegangen werden, 

dass das Gehalt des Arztes so hoch 
sein müsste, wie der früher in der 
Arztpraxis (im Einzelunternehmen) 
erzielte steuerbare Gewinn», folger-
ten die Richter. Vor der Gründung 
der AG gab Kranz-Candrian einen 
Erwerb von etwa einer Million Fran-
ken im Jahr an.
Dass es eine Ärztegesellschaft er-
möglicht, das Gehalt ihrer Aktionäre 
sowie die Höhe einer allfälligen Divi-
dende selbst festzulegen, liess das 
Gericht ebenfalls nicht als Argument 
gelten. Dies dürfe nicht zur Steuer-
umgehung missbraucht werden. Der 
Inhaber einer solchen AG müsse ein 
angemessenes Gehalt deklarieren.
Das Urteil ist nicht rechtskräftig. Wie 
Peter Wolff, der Anwalt von Ruth 
Kranz-Candrian, auf «Volksblatt»-
Anfrage informierte, wurde gegen 
den Entscheid Beschwerde beim 
Staatsgerichtshof eingelegt. Der Fall 
sei noch hängig.  Seite 3

Derzeit läuft ein Verfahren gegen Ärztekammerpräsidentin Ruth Kranz-Candrian. Ihr wird vorgeworfen, ihr Gehalt bei der 
Steuerverwaltung deutlich zu niedrig deklariert zu haben. (Foto: Michael Zanghellini)

Kleine Anfragen

Während der Debatte aufgeschnappt

«Das Niveau der 
Staatskundeprüfung ist 
deutlich zu tief (...) und 
sollte mindestens einer 
Führerscheinprüfung 

entsprechen.»
ELFRIED HASLER (FBP)

«Weil es so selten 
vorkommt, möchte 
ich die Chance nicht 
verpassen, Ihnen für 
Ihr Votum zu danken, 

Harry Quaderer.»
WOLFGANG MARXER (FL)

«Die Sprache ist 
nach der Liebe 
die wichtigste 
Integrations-

voraussetzung.»
THOMAS LAGEDER (FL)

«Stolz sein heisst (...): 
Als ich in der U16 beim 

0:7 drei Minuten vor 
Schluss eingewechselt 
wurde und das Spiel 
noch reissen wollte.»

MARIO WOHLWEND (VU)

«Wollen wir nur Leute 
mit 1,80 Meter; hell oder 
dunkel; aus dem Süden 
oder Norden? Für mich 
hat das einen Anstrich 

von Rassismus.»
HARRY QUADERER (DU)

Ein oder zwei Herzen in der Brust?
Voten Die Meinungen zur doppelten Staatsbürgerschaft bei Einbürgerungen sind gemacht. Die Betrachtungsweisen in der 
Bevölkerung und bei den Abgeordneten gehen weit auseinander – auch innerhalb der Parteigrenzen der FBP und der VU.

VON HANNES MATT

So betonte Landtagspräsident 
Albert Frick in der über drei 
Stunden dauernden Diskussi-
on nochmals die Wichtigkeit 

einer Volksabstimmung, die vom 
Landtag und nicht etwa von einem 
Referendum ausgehen sollte. Seine 
Einschätzung: Zustimmung und Ab-
lehnung der Vorlage bewegt sich in 
der Bevölkerung nahe von «50/50». 
Regierungsrätin Dominique Ganten-
bein liess sich wohl deshalb weder 
auf die eine noch die andere Seite zie-
hen. Sie sagte, dass beide Lager gute 
Argumente vorweisen könnten, die 
allesamt ihre Berechtigung hätten. 

Entschiedenheit und Loyalität
Auf der einen Seite wird der Verzicht 
hochgehalten. «Nach meinem Ver-
ständnis ist eine Einbürgerung nicht 
einfach eine bürokratische Angele-
genheit auf dem Papier, für die man 
sich je nach Vorteilslage entscheidet 
oder gar zusätzlich entscheidet», er-
klärte der FBP-Abgeordnete Elfried 
Hasler. «Von Einbürgerungswilligen 
darf – ja muss – erwartet werden kön-
nen, dass sie sich unmissverständ-
lich mit unserem Gemeinwesen iden-
tifizieren und unmissverständlich in 
dieses integrieren wollen.» Heute 

stelle der Verzicht in vielen Fällen 
noch die einzige wesentliche Hürde 
für eine Einbürgerung dar und ist da-
mit oft der einzig wesentliche Ernst-
haftigkeitstest bzw. Test für die tat-
sächliche Entschiedenheit des Ein-
bürgerungswilligen. So ist für Hasler 
klar:  Ohne etwa erhöhte Anforde-
rungen an die Deutschkenntnisse 
oder eine wesentlich erweiterte 
«Staatskundeprüfung» wird er der 
Vorlage an der zweiten Lesung nicht 
zustimmen. Günter Vogt (VU) argu-
mentierte in die gleiche Richung und 
verwies auf die Schweiz, die zwar 
keinen Verzicht – dafür aber die viel-
zitierte «Schweizermacher»-Hürde 
hätte. Zudem erwähnte er die Dis-

kussionen in den Nachbarländern, 
wo momentan sogar über eine Ver-
schärfung der Bürgerrechte debat-
tiert wird: Sei es nun die «Doppelad-
ler-Diskussion in der Schweiz» oder 
«deutsch-türkische Doppelbürger, 
die sich dem autoritären Erdogan-Re-
gime näherfühlen, als dem demokra-
tisch-rechtstaatlichen Deutschland». 
So erachtete Vogt die Beibehaltung 
des Verzichts mit Blick auf die Loyali-
tät der Bürger wie Hasler für richtig: 
«In einer Brust kann schliesslich nur 
ein Herz schlagen.»

Mitgestaltung als Chance
Dies sahen Parteikollegen von Hasler 
und Vogt ganz anders. So sprach 

sich etwa Violanda Lanter-Koller 
(VU) für eine Öffnung aus. Sie nann-
te ebenfalls die emotionalen Diskus-
sionen in der Schweiz und Deutsch-
land: «Wir müssen uns aber davor 
hüten, diese negativen Verhaltens-
beispiele von Doppelbürgern aus der 
Welt des Sports, die mehr oder weni-
ger das ganze Jahr auf Reisen sind, 
für unsere Argumentation zu impor-
tieren – und Ängste zu schüren, die 
mit unseren Gegebenheiten und un-
serer Realität nicht viel zu tun ha-
ben.» Tatsache sei, dass sich hierzu-
lande Menschen einbürgern lassen 
wollen, die unter uns leben, in Ver-
einen sind, hier arbeiten sowie ihre 
Kinder grossziehen – und mehrheit-
lich aus der Schweiz und Österreich 
kommen würden. 
Dem schloss sich Susanne Eberle-
Strub (FBP) gerne an: «Integration 
hängt für mich nicht nur mit der Ab-
gabe eines Passes zusammen. Aus 
meiner Sicht geniessen ausländische 
Einwohnerinnen und Einwohner bei 
uns in fast allen Lebensbereichen ei-
ne Gleichbehandlung. Nur eine poli-
tische Mitarbeit ist nicht möglich. 
Durch die doppelte Staatsbürger-
schaft könnten weitere Personen für 
die politische Mitgestaltung des Lan-
des gewonnen werden, was ich auch 
als Chance sehe.»

Landtagsprä-
sident Albert 
Frick sprach 
sich für eine 
Volksabstim-
mung aus 
– und zwar 
vom Landtag 
initiiert und 
nicht über ein 
Referendum. 
(Foto: MZ) 

Schwerpunkt Dritter Sitzungstag im September-Landtag

Fischsterben in Balzers

Ein Biberdamm
wirft Fragen auf

BALZERS Die anhaltende Hitze und 
ein Biberdamm sorgten im August da-
für, dass der Oberaubach in Balzers 
auf rund 1,5 Kilometern autrocknete. 
Dies kostete run 1000 Fische das Le-
ben. Der Damm wurde daraufhin ent-
fernt. Der FBP-Abgeordnete Elfried 
Hasler wollte anlässlich dessen nun 
von Regierungsrätin Dominique Gan-
tenbein wissen, weshalb nicht früher 
gehandelt wurde und was getan wer-
de, damit dies nicht wieder geschehe. 
Während der Trockenphase im Som-
mer seien die Wasserpegel der Fliess-
gewässer gehäuft überprüft und aus-
gewertet worden, so die Ministerin. 
Eine solche Überwachung sei aber 
nicht flächendeckend und rund um 
die Uhr möglich. Zudem sei nicht vor-
rauszusehen gewesen, dass der be-
reits länger bestehende Biberdamm in 
kürzester Zeit so weit wachsen wür-
den, dass er das  Wasser komplett 
staue. Somit habe es vorab keinen 
Grund gegeben, den Damm zu entfer-
nen. Auch da dies aufgrund der Lage 
im Naturschutzgebiet rechtlich prob-
lematisch gewesen wäre. Um dies in 
Zukunft zu verhindern, würden aktu-
ell Massnahmen geprüft: Dazu z. B. 
gehöre das Einlegen eines Drainagen-
rohres oder die Platzierung eines 
Elektrozaunes zur Begrenzung der 
Dammhöhe, so die Ministerin.  (alb)

Aus der Interpellation

Fakten zur doppelten 
Staatsbürgerschaft 
und Einbürgerungen
 Die Abgabe der bisherigen Staatsbürger-

schaft ist in Liechtenstein Voraussetzung für 

eine Einbürgerung. Die Möglichkeit der dop-

pelten Staatsbürgerschaft erlaubt Liechten-

stein nur dann, wenn Kinder aus binationalen 

Ehen über ihre Eltern von Gesetzes wegen 

zwei Staatsbürgerschaften erhalten.

 Jeder vierte Liechtensteiner hat gemäss 

Volkszählung 2015 eine doppelte Staatsbür-

gerschaft.

 Die Mehrzahl der einbürgerungswilligen Per-

sonen beantragt die liechtensteinische Staats-

bürgerschaft meistens kurz nach der gesetzli-

chen Wartefrist. Dabei handelt es sich insbe-

sondere um jüngere Personen, die von der er-

leichterten Einbürgerung Gebrauch machen.

 Per Ende März 2018 wohnten 2394 Ausländer 

seit mehr als 30 Jahren in Liechtenstein. Die 

sogenannten «Alteingessesenen» könnten sich 

infolge längerfristigem Wohnsitz einbürgern 

lassen.

 Würden sich all diese Alteingessene auf einen 

Schlag einbürgern lassen, würde der Auslän-

deranteil von 33,9 Prozent (Stand: Ende 2017) 

auf 27,7 Prozent sinken. Mit den 538 Auslän-

dern, bei denen die Jahre bis zum 20. Lebens-

jahr doppelt gezählt werden, würde der Aus-

länderanteil auf 26,3 Prozent fallen. Zählt man 

auch noch jene dazu, die sich infolge Ehe-

schliessung einbürgern lassen könnten, wären 

das 5029 potenziell einbürgerungsberechtigte 

Personen. In diesem Falle läge der Ausländer-

anteil nur mehr bei 20,8 Prozent.

 Von den 7688 Einbürgerungen von im Inland 

wohnhaften Personen seit 1971 erfolgten 

2117 oder 27,5 Prozent im erleichterten Ver-

fahren infolge längerfristigem Wohnsitz. 

 Nach Schweizern (568) und Österreichern 

(408) liessen sich vor allem Türken (377) von 

2002 bis 2016 infolge längerfristigem Wohn-

sitz einbürgern. Während sich von den in 

Liechtenstein lebenden Schweizern allerdings 

nur 16 Prozent und von den Österreichern nur 

19 Prozent auf diese Art einbürgern liessen, 

machten 59 Prozent der im Fürstentum wohn-

haften Türken von dieser Möglichkeit Ge-

brauch. Die Regierung begründet dies damit, 

dass Türken als Angehörige eines Drittstaates 

in vielen Bereichen in Liechtenstein restrikti-

veren Regelungen unterworfen seien als 

Schweizer, EU- oder EWR-Bürger.

 Im ordentlichen Verfahren, also durch Abstim-

mung, wurden seit 1971 dagegen nur 8,4 Pro-

zent beziehungsweise 649 im Inland wohnhaf-

te Ausländer eingebürgert. (df)
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